
Unsere strategische Antwort auf die
preisfreien Girokonten ist das Mehr-
wertkonto. Seit mehr als zehn Jahren.
Mit maxxy haben wir auf Qualität und
auf die Sicherung der Erträge aus dem
Kundengeschäft gesetzt, die aus dem
Girokonto immerhin 37 Prozent aus-
machen. Unsere maxxy-Mehrwertkon-
ten feiern in diesem Jahr ihren zehn-
ten Geburtstag. Anlass für einen Re-
launch zum 1. September .

A X E L L O H Ö F E N E R

Bei Einführung standen die Sicher-
heitsleistungen im Vordergrund.
Das ADAC-Prinzip: Schutz und

Hilfe in unangenehmer Situation. Aber
besser, diese Situation tritt nicht ein.

Heute soll maxxy vor allem Spaß
machen. Die Mehrwertleistungen sol-
len fleißig genutzt werden. Die Kunden
sollen jeden Tag den Nutzen spüren,
sich dran freuen, das Kon-
to bei Freunden und
Nachbarn empfeh-
len und uns neue
Kunden brin-
gen.

Unsere Ko-
o p e r a t i o n s -
partner haben
über maxxy ei-
ne Werbebasis
mit sehr guter
Reputation, die
zwei Drittel der
Haushalte in
der Region ab-
deckt. Sie kön-
nen zu Recht auf
zusätzliche Fre-
quenz hoffen
und sind ger-
ne bereit,
dafür

auch finanziell zum Erfolg beizutra-
gen.

Wie sieht die Kontenlandschaft
nach dem Relaunch aus? Die Basis mit
rund 58 000 Girokonten pauschal für
5,95 Euro im Monat, fast alle Bank-
dienstleistungen „all inclusive“. Maxxy
gibt es für 32 000 Konten. Für junge Leu-
te maxxy-motion (2,95 Euro), maxxy
classic ( 7,95 Euro) und maxxy premium
(11,95 Euro). Preisfreie Konten gibt es
nur für Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene bis zu 23 Jahren unabhän-
gig vom Nachweis einer Ausbildung
oder ähnlichem.

Ende Juni haben wir alle Privat-
kunden darüber informiert, dass wir ih-
re bisherigen Girokonten auf neu aus-
gestaltete Modelle umstellen werden.
Wir bieten unseren Kunden ein verbes-
sertes Preis-Leistungsverhältnis und
verschlanken unser Angebot: Statt bis-
her vier maxxy-Konten bieten wir nun

drei Mehrwertkonten an: „maxxy
motion“ speziell für die jungen

Erwachsenen, „maxxy clas-
sic“ mit attraktiver Basis-
ausstattung und „maxxy
premium“ mit absoluten
Topleistungen. Alle Kon-
ten haben wir in der Aus-
stattung deutlich aufge-
wertet: Zum Beispiel mit
dem smsTAN/ChipTAN-On-
linebanking, aber vor
allem mit hilfreichen Ser-
vices wie dem Notgeld-Ser-
vice oder Türöffnungsnot-
dienst, umfangreichen Si-

cherheitsleistungen (zum
Beispiel Versicherungen) so-

wie lohnenden lokalen und
überregionalen Freizeit- und

Shoppingvergünstigungen.
Ein Girokonto ohne Zusatz-
leistungen wird es weiterhin

geben, aber unser Ziel
ist es, möglichst

viele Neukun-
den für ein

maxxy-Konto
zu begeis-
tern. Bei so-
viel Leis-
tungsverän-
derung ist
die Wertan-
m u t u n g
u n s e r e r
K o n t e n
d e u t l i c h
gestiegen,
so dass
wir die
P r e i s e
anheben
k o n n -
ten: Je

nach Kontomodell zahlen die meisten
Kunden jetzt 1,95 bzw. 3,95 Euro mehr
für ihr Konto. Unser Schnupperangebot
„Nutzen Sie Ihr neues Konto bis zum
Jahresende zum alten Preis“ haben wir
dazu genutzt, 7000 Kunden automa-
tisch in das höherwertige Premium-
Konto umzustellen. Auf unser Mailing
zur Konto-Umstellung haben wir nur
minimalen Widerspruch erfahren. Im
Gegenteil, das Angebot an ehemalige
Standard-Kontoinhaber zum Mehrwert-
konto zu wechseln, wurde deutlich bes-
ser angenommen, als wir erwartet hat-
ten. Die positive Resonanz auf das neue
Girokonto-Angebot gibt uns die Gewiss-
heit, dass sich der Aufwand für den Re-
launch gelohnt hat: Aufgrund der hö-
heren Deckungsbeiträge, die wir mit
den neuen Konten erwirtschaften, wer-
den sich unsere Investitionen bereits
nach wenigen Monaten amortisiert ha-
ben und uns auf Dauer deutlich höhere
Erträge einbringen.

Tatkräftige Unterstützung bei der
Konzeption und Realisierung des Re-
launchs haben wir durch die MehrWert
Servicegesellschaft (MWSG), unserem
neuen Partner für die Full-Service-
Programmbetreuung der maxxy-Kon-
ten, erhalten.

Unser neuer Partner, die MehrWert
Servicegesellschaft (MWSG) hat als Un-
ternehmen der Sparkassen- Finanz-
gruppe Innovationskraft und Know-
how. Der Wechsel verlief absolut rei-
bungslos, unser MWSG-Betreuer vor Ort
hat uns in allen Dingen hervorragend
unterstützt, bestätigt auch unsere Mar-
ketingleiterin, Carola Gonet.

Die MWSG bedient uns mit zeitge-
mäßen und attraktiven Leistungen, die
perfekt auf unsere Kunden zugeschnit-
ten sind, wie beispielsweise der neue
Rechtsberatungs-Service für den Privat-
bereich. Sollte es Streit unter Nachbarn
oder im Straßenverkehr geben, sind un-
sere Kunden immer gut beraten: Sie er-
halten telefonisch schnell kompetente
Hilfe durch einen Rechtsanwalt aus
dem qualitätsgesicherten Anwaltsnetz-
werk der Deutschen Rechtsanwalts Ser-
vice (D.R.S.), einem Tochterunterneh-
men der Örag Rechtsschutzversiche-
rung, und bei Bedarf einen kurzfristi-
gen Termin bei einem Fachanwalt vor
Ort. Zum versandkostenfreien Ticket-
Service gibt es eine Ticketversicherung,
so dass im Fall von Krankheit, Unfall
oder Todesfall die Kosten je Ticket ohne
Selbstbehalt in Höhe von bis zu 250 Eu-
ro erstattet werden. Dazu kommt noch
die Internet-Rechtschutzversicherung,
über die unsere Kunden auch beim Ein-
kaufsbummel im Netz zu ihrem Recht
kommen.

Vor allem für unsere internetaffi-
nen Kunden ist jetzt noch mehr drin,

denn sie erhalten im neuen maxxy-On-
line-Portal per Mausklick Zugang zu al-
len topaktuellen Vorteilsleistungen und
Services. Das Portal ist eine wertvolle
Ergänzung zur gewohnten telefo-
nischen Betreuung, unserem viermal
jährlich erscheinenden maxxy-Kun-
denmagazin mit regionalen Events, at-
traktiven Leserreisen und Finanz- und
Servicetipps sowie dem monatlichen E-
Mail-Newsletter mit saisonalen High-
lights und Gewinnspielen. Denn unter
maxxy.de buchen unsere Kunden jeder-
zeit bequem vom Sofa aus ihre Urlaubs-
reise oder erstehen kurzfristig Eintritts-
karten für ein angesagtes Live-Event.
Und als besonderes Bonbon gibt es auf
den Reise- oder Ticketpreis je nach Kon-
tomodell sogar noch drei bzw. fünf Pro-
zent Rückerstattung. Im zugangsge-
schützten Portalbereich registrieren
Kunden ihre wichtigen Dokumente,
Zahlungs- oder Handydaten. Im Notfall
können sie dann auf die gescannten Da-
ten (beispielsweise Personalausweis,
Reisepass, Versicherungspolicen) jeder-
zeit selbst online zugreifen oder sie sich
vom Service-Center Kopienübermitteln
lassen. Alle Informationen rund um die
Kontoleistungen sind im Portal im
Look-and-Feel der Internetfiliale 5.0
leicht zu finden. Eine Rundum-Sorglos-
Lösung, die von der MWSG komplett
nach unseren Bedürfnissen betreut und
gepflegt wird. Damit können maxxy-In-
haber ihre zahlreichen Vorteile jetzt
noch öfter nutzen.

Unsere Berater hat das maxxy-An-
gebot von Anfang an überzeugt. Es ge-
lingt ihnen, maxxy über die Vorteilsar-
gumentation selbstbewusst zu verkau-
fen und Kundeneinwänden erfolgreich
zu begegnen. Maxxy macht schon für
sich alleine Spaß. Kostenbewussste
Kunden entscheiden sich gerne für das
höherwertige maxxy-Konto, wenn ih-
nen ihr Berater zeigt, dass sie über die
zahlreichen maxxy-Vorteile weitaus
mehr einsparen, als ihr Konto kostet.
Unsere Premium-Kunden erzielen zum
Beispiel problemlos eine Ersparnis von
256 Euro Ersparnis pro Jahr. Leistungs-
bandbreite und Servicequalität unserer
maxxy-Konten lassen einfach keine
Wünsche offen. Deshalb sind wir über-
zeugt, dass wir unser anspruchsvolles
Ziel, den Anteil der Privatgiro- und max-
xy-Konten im ersten Jahr trotz der Kos-
tenlos-Angebote der Wettbewerber in
Celle konstant zu halten, erreichen wer-
den. Unsere positive Bilanz lautet schon
jetzt: maxxy lohnt sich — für uns als
Sparkasse Celle, unsere Kunden und
maxxy-Kooperationspartner gleicher-
maßen.

Der Autor ist Vorstandsvorsitzender der
Sparkasse Celle. (Foto: Sparkasse)

S T A N D P U N K T

Mit neuem Kontomodell zu mehr Ertrag
K O M M E N T A R

Wenn,
dann jetzt

D R . B E T T I N A W I E S S

Wirtschaftsminister Rainer Brüderle be-
zeichnet die wirtschaftliche Entwicklung
als „XL-Aufschwung“: Laut Prognose des
Bundeswirtschaftsministeriums erreicht
Deutschland ein Wachstum von 3,4 Pro-
zent in diesem Jahr. Die positiven Auswir-
kungen sind in vielen Bereichen zu spüren:
Die Arbeitslosigkeit ging im September um
157 000 auf 3,031 Millionen zurück, es
scheint wahrscheinlich, dass sie in abseh-
barer Zeit unter die Drei-Millionen-Grenze
fallen wird. Nach Prognosen der Bundesa-
gentur für Arbeit reduziert sich damit der
Zuschussbedarf aus dem Bundeshaushalt
2010 von gut 16 Milliarden Euro auf rund
6,9 Milliarden Euro. Mehr Beschäftigung
bedeutet für den Finanzminister auch hö-
here Steuereinnahmen. Das Staatsdefizit
wird so schneller als erwartet abgebaut
und damit der Weg in Richtung Schulden-
bremse leichter. Und nicht zuletzt scheint
auch das Finanzsystem wieder Tritt zu fas-
sen, auch wenn staatliche Unterstützungs-
maßnahmen und Unsicherheiten noch an-
dauern. Man wäre versucht, sich zurückzu-
lehnen und die Situation jetzt erst einmal
zu genießen. Doch genau das Gegenteil ist
angesagt: Das positive Momentum zu nut-
zen, um nicht nur einzelne Ausgabenpos-
ten zuüberdenken, sondern um Strukturen
zu verändern.

Trotz des stabilen Arbeitsmarktes ist
die Ausgestaltung der Arbeitsverhältnisse
alles andere als zufriedenstellend: Nach
Angaben des Instituts für Arbeit und Qua-
lifikation arbeiten 22 Prozent der Beschäf-
tigen, 6,55 Millionen Menschen, zu Nied-
riglöhnen, daneben erhalten 2,2 Millionen
Beschäftigte pro Stunde weniger als sechs
Euro und beantragen 1,3 Millionen Be-
schäftigte zusätzlich noch Hartz IV. Der
Aufruf an die Unternehmen muss sein, in
guten Zeiten „gute“Beschäftigung in regu-
lären, unbefristeten Arbeitsverhältnissen
zu schaffen. Nicht umsonst forderte der
Deutsche Juristentag Ende September ei-
ne Überführung bestehender geringfü-
giger Beschäftigungsverhältnisse in regu-
lär besteuerte und verbeitragte Arbeitsver-
hältnisse und die Einführung eines einheit-
lichen allgemeinen Mindestlohns als fi-
xierte Untergrenze für Kombilohnmodelle.
Und schließlich ist der Gesetzgeber auch
gefragt, weil am 1. Mail 2011 die Ein-
schränkungen für acht EU-Länder im Be-
reich der Arbeitnehmerfreizügigkeit und
der Dienstleistungsfreiheit wegfallen.

Auf der hauspolitischen Seite müssen
die Spielräume nun genutzt werden, um
verabredete Verpflichtungen zu erfüllen.
Das gilt zum Beispiel für die Umsetzung
der Beschlüsse des Bildungsgipfels aus
dem Jahr 2008, als Bundesregierung und
Länder beschlossen, die Investitionen in
Bildung und Forschung bis 2015 auf zehn
Prozent des BIP zu steigern – 2008 waren
es erst 8,6 Prozent . Der letzte Bildungsgip-
fel im Juni scheiterte, weil die Bundeslän-
der gemeinschaftlich erklärten, ihren Bei-
trag nur über einen höheren Anteil an den
Umsatzsteuer oder andere Einnahmen fi-
nanzieren zu können. Ein weiterer Punkt,
der strukturell auf den Prüfstand muss, ist
die Finanzsituation der Kommunen. Der
Deutsche Städte- und Gemeindebund rech-
net in diesem Jahr mit einem Rekorddefizit
von 14 Milliarden Euro, kommunale Not-
haushalte sind an der Tagesordnung. Ein
Anstieg der Sozialausgaben und Kinder-
betreuungskosten, ohne dass die Einnah-
menbasis zum Beispiel durch eine Einbe-
ziehung der freien Berufe in die Gewerbe-
steuerpflicht vergrößert wird, ist auf Dau-
er für die Kommunen nicht finanzierbar.
Eine Anhebung sogenannte „Bagatellsteu-
ern“ reicht jedenfalls nicht aus.

Und last but not least: Auch wenn
viele Banken wieder Gewinne schreiben,
muss die Regulierung der Finanzindustrie
weitergehen. Ob Hedgefonds, Rating-
Agenturen, Eigen- und Derivatehandel:
Die Baustellen sind noch vielfältig. Der G-
20-Gipfel in Seoul darf die Regulierungs-
agenda trotz der Diskussionen um die
„richtigen“Währungsparitäten nicht ver-
nachlässigen. Südkorea ist mächtig stolz
darauf, als asiatisches Schwellenland De-
mokratie und Wohlstand verwirklicht zu
haben. Aber man wird die Gastgeber auch
daran erinnern müssen, dass es bei einem
solchen Gipfel um mehr geht als um die
freundliche Wahrung unterschiedlicher
Interessen und eine weltweite Umsatzsteu-
er auf Kapitalgeschäfte längst überfällig
ist. Und an die Bundesregierung gerichtet:
Auch wenn sie mit dem Thema „Finanz-
transaktionssteuer“einmal mehr scheitern
sollte; selten konnten deutsche Vertreter
aus einer solchen Position wirtschaftlicher
Stärke eine Niederlage einstecken.
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H I N T E R G R U N D

In diesen Tagen ist viel von Haushalts-
regeln und Haushaltspolitik die Rede.
Auf europäischer Ebene stehen gera-
de schärfere Regeln für den Stabili-
tätspakt zur Diskussion. Die Bundes-
regierung plädiert hier für automa-
tische Strafen für Defizitsünder. Dar-
über hinaus hat die Bundesbank in ih-
rem Monatsbericht Oktober ange-
mahnt, Lehren aus der Wirtschaftskri-
se zu ziehen. Dazu gehöre eine solide
Haushaltspolitik mit bindenden Fis-
kalregeln. Als Beispiel nannte die Bun-
desbank die Schuldenbremse. Aber
auch auf europäischer Ebene gehe es
darum, das bestehende Regelwerk zu
härten und zu ergänzen.

T H O M A S T R A R E S

Das Vorhaben, künftigen Krisen
mit strikten und verbindlichen
Haushaltsregeln zu begegnen,

ist zunächst einmal nachvollziehbar.
Ausufernde Staatsschulden sind eine
Gefahr für Geld und Währung, zudem
engen sie den Handlungsspielraum der
Regierungen ein. Verbindliche Regeln
haben darüber hinaus den Vorteil, dass
sie den Politikern klare Handlungsan-
weisungen liefern und ihre Entschei-
dungen nachvollziehbarer machen.
Gleichwohl aber werden solch automa-
tisierte Regeln der komplexen Realität
nicht gerecht.

Die Finanzkrise nämlich hätten
strengere Haushaltsregeln auch nicht

verhindern können. Denn hier muss
man Ursache und Wirkung klar ausein-
anderhalten. Die Finanzkrise entsprang
dem Immobilienmarkt der USA, infi-
zierte dann die globalen Finanzmärkte
und schwappte dann erst auf die natio-
nalen Haushalteüber. Allein in Deutsch-
land ist die Staatsverschuldung infolge
der ganzen Stützungsmaßnahmen um
knapp 100 Milliarden Euro gestiegen.
Der nun notwendig gewordene Konsoli-
dierungsbedarf ist also eine Folge der
Finanzkrise und nicht auf unsolides Fi-
nanzgebaren zurückzuführen.

Verursacher und
Nutznießer berücksichtigen

Wollte man aber tatsächlich die rich-
tigen Lehren aus der Finanzkrise zie-
hen, dann müsste man auch in der
Haushaltspolitik das Verursacher- und
Nutznießerprinzip verankern. Dies ist
gegenwärtig aber nicht der Fall. Denn
die Verursacher der Finanzkrise wie
auch die Nutznießer der realisierten
Rettungspakte werden kaum zur Kasse
gebeten.

Das Sparpaket, das die Bundesre-
gierung aufgelegt hat, schlägt vor allem
auf der Ausgabenseite zu, und das trifft
hauptsächlich die sozial Schwachen.
Dagegen können die hohen Vermögen
gleich eine Dreifachdividende einstrei-
chen: Erstens haben sie vom jahrelan-
gen Finanzmarktboom profitiert, zwei-
tens wurden sie von den Rettungspake-

ten und Schutzschirmen gerettet, und
drittens bleiben sie von den Sparmaß-
nahmen weitgehend unbehelligt.

Dabei gäbe es durchaus Möglich-
keiten, dies zu ändern. Dazu müsste
man die Konsolidierung auch über die
Einnahmenseite betreiben. In Deutsch-
land liegt die Belastung durch Sub-
stanzsteuern, also aus Grund-, Vermö-
gen-, Schenkungs- und Erbschaftsteuer,
bei lediglich 0,9 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts. Im OECD-Durchschnitt
sind es dagegen knapp zwei Prozent.
Zwar gibt es hie und da Forderungen,
die Vermögenssteuer wieder einzufüh-
ren, doch diese dürften wohl keine Ge-
hör finden. Ähnlich aussichtslos sind
auch die Versuche, eine Finanztransak-
tionssteuer zu erheben. Zwar hat sich
die Bundesregierung dafür auf EU-Ebe-
ne stark gemacht, dort ist das Vorhaben
bislang aber steckengeblieben.

So wie es derzeit aussieht, wird es
auf EU-Ebene aber auch keine automa-
tisch greifenden Sanktionen für Defizi-
tsünder geben. Darauf verständigten
sich Bundeskanzlerin Angela Merkel
und Frankreichs Staatspräsident Nico-
las Sarkozy Anfang der Woche in dem
französischen Badeort Deauville, wo
sich die Staatschefs von Frankreich,
Russland und Deutschland zu einem
Dreier-Gipfel trafen.

Dieses Ergebnis kam etwas überra-
schend, da sich die Bundesregierung
zuvor klar für automatische Sanktionen
ausgesprochen hatte. In der Presse hat

diese Wendung der Bundeskanzlerin
auch umgehend scharfe Kritik einge-
bracht. Die Reform des europäischen
Stabilitätspaktes sei verwässert, hieß
es.

Grenzen der
Wirksamkeit

Gleichwohl darf man sich auch auf EU-
Ebene von automatisierten Regeln kei-
ne Wunder erwarten. Das einzige Land,
dem man in der Vergangenheit damit
hätte beikommen können, wäre Grie-
chenland gewesen. Denn dort trat der
haushaltspolitische Schlendrian auch
schon vor der Krise offen zutage.

Ganz anders sah es dagegen bei
den Spaniern und Iren aus, die nun
ebenfalls wegen hoher Defizite am Pran-
ger stehen. Beide Länder galten vor der
Krise als finanzpolitische Musterkna-
ben. Die Maastricht-Kriterien hatten sie
sogar noch besser erfüllt als die Bun-
desrepublik Deutschland. Zum Ver-
hängnis wurde den Ländern jedoch,
dass sich dort über Jahre hinweg eine
Immobilienblase aufgebläht hatte, die
in der Finanzkrise geplatzt ist. Dies wä-
re aber auch mit automatisierten Haus-
haltsregeln nicht zu verhindern gewe-
sen. Insofern gilt auch hier, dass die re-
gelgebundene Haushaltspolitik letzt-
lich eine Schönwetter-Strategie ist. In
konjunkturell guten Zeiten lässt sie sich
gut einhalten, für Krisenzeiten taugt sie
aber nicht.

Haushalt: Regeln nur für Schönwetterlagen


